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KOMM

Die Digitalisierung ist in unserer Gesellschaft zum Topthema gereift. Bis vor
Kurzem war das Stimmungsbild in der Öffentlichkeit überwiegend positiv.
Doch das Klima ändert sich gerade. „Ganz offensichtlich“, so neulich ein
Kommentar in der Süddeutschen Zeitung, dreht sich derzeit „die digitale
Großwetterlage vom Hoch zum kühlenden Tief.“

VON LOTHAR SCHRÖDER

Die ver.di ist schon geraume Zeit an die­
sem Megathema dran. Wir konnten und
wir werden auch zukünftig die Debatte
mitprägen, vor allem in den uns beson­
ders berührenden Fragen der Arbeitswelt.

Allerdings muss die ver.di auch daran
arbeiten, nicht falsch verstanden zu wer­
den. Der ver.di geht es nicht um das
Bremsen aus Prinzip. Im Gegenteil:
Wenn der technologische Fortschritt,
wenn die Digitalisierung auch ein Fort­
schritt für unser aller Gemeinwohl ist
und der Verbesserung der Lebens­ und
Arbeitswelten, dem Vorteil der Gesell­
schaft im Ganzen dient, dann möchte

die ver.di diesen Fortschritt voranbrin­
gen – aber auch gestalten. Unser Credo
war und ist, dass nicht ausschließlich die
technologische Machbarkeit und kom­
merzielle Interessen den Kurs der Digita­
lisierung prägen dürfen.

Die Skepsis einer breiten Öffentlich­
keit gegenüber dem Thema Digitalisie­
rung basiert auf den jüngsten Datens­
kandalen und auf den wenigen über­
mächtigen Digitalkonzernen, die ihre
immensen finanziellen Möglichkeiten
darauf konzentrieren, den technologi­
schen Fortschritt immer weiter auszu­
bauen, während gleichzeitig mit allen
Tricks und Kniffen versucht wird, die All­
gemeinheit so wenig wie möglich an

den Profiten teilhaben zu lassen – Stich­
wort Steuervermeidung.

Die Digitalisierung kann nur dann mit
einer hohen und anhaltenden Akzep­
tanz rechnen, wenn sie zwei Kriterien
erfüllt: Sie muss erstens gute, bessere
Arbeit für mehr Menschen ermöglichen:
Sichere Beschäftigung, anständige Ein­
kommen, humane Arbeitsbedingungen,
Gestaltungsspielräume, Mitbestimmung.
Und die digitale Umwälzung muss zwei­
tens dem Gemeinwohl dienen, will sie
dauerhaft auf Konsens basieren. Zumin­
dest darf sie dieser ehrwürdigen, aber
unverändert aktuellen Zielsetzung und
Legitimationsbasis jedweder Politik nicht
abträglich sein. Gemeinwohl lässt sich
begrifflich bestimmen „als größtmög­
licher Nutzen für die größtmögliche Zahl
an Menschen“, um nur eine der zahl­
losen Definitionen herauszugreifen.

DIGITALE ARBEITSWELT

Weiter geht es ab der Seite 4
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Am 25. April 2018 hat sich die Große Tarifkommission des
ver.di­Bundesfachbereiches TK/IT abschließend mit dem am
12. April erzielten Verhandlungsergebnis und den auf dieser
Basis unterbreiteten Tarifangeboten für die Telekom Deutsch­
land, DTAG, VCS, DT ISP, DT IT, DT GKV und den T­Servicege­
sellschaften (DT Außendienst, DT Technik und DT Service)
befasst.

Regionalkonferenzen

In insgesamt sechs Regionalkonferenzen in Düsseldorf, St.
Leon­Rot, Nürnberg, Gießen, Hannover und Leipzig wurde
das Tarifergebnis durch Kolleg*innen aus der Verhandlungs­
führung und zentralen Arbeitskampfleitung erläutert und

mit den insgesamt 800 teilnehmenden ver.di­Vertrauensleu­
ten und Aktiven aus dem Arbeitskampf diskutiert. In der Dis­
kussion auf den regionalen Tarifkonferenzen, wie auch in der
Großen Tarifkommission, kam klar zum Ausdruck, dass es eine
sehr große Mehrheit gibt, die positiv zum Ergebnis steht.

Zusammenfassend gaben die Regionalkonferenzen ein
eindeutiges Signal an die große Tarifkommission: Dies ist ein
gutes Verhandlungsergebnis!

Die Große Tarifkommission sieht ihre Empfehlung als be­
stätigt an und hat einstimmig die Annahme der Verhand­
lungsergebnisse beschlossen! RED
Was der Abschluss für die Mitglieder bringt und mehr Inhalte:
www.telekom.verdi.de

Fotos: Manfred Geneschen

TARIFRUNDE TELEKOM

Der Abschluss ist perfekt!

Regionalkonferenz NRW stimmt zu
Nachdem, dank des Drucks aus den
Betrieben, ein Verhandlungsergeb-
nis für die ver.di-Mitglieder bei der
Telekom und in deren Deutsch-
land-Segment erzielt werden konn-
te, trafen sich am 17. April Vertrau-
ensleute und Streikposten zu einer
Regionalkonferenz. In Düsseldorf
fanden sich 130 Kolleg*innen ein,
um sich aus erster Hand informieren
zu lassen und das Verhandlungs-
ergebnis gemeinsam zu bewerten.

VON MARTIN WOLFF

Von dem Verlauf der Tarifauseinander­
setzung berichteten Jupp Bednarski (Vor­
sitzender ver.di­Bundesfachbereichsvor­
stand), Lothar Schröder (ver.di­Bundes­
fachbereichsleiter), Frank Sauerland
(ver.di­Verhandlungsführer und Leiter
Abteilung Tarifpolitik/Grundsatz im Bun­
desfachbereich), Pascal Röckert (Tarifpo­
litik/Grundsatz) und Peter Praikow (Zen­
traler Arbeitskampfleiter) über die Inhal­
te des Verhandlungsergebnisses. Das
Gesamtpaket, als welches das Verhand­
lungsergebnis zu betrachten und zu be­

werten ist, wurde in der Diskussion
durchweg als Erfolg bewertet.

Die Verlängerung des Ausschlusses
betriebsbedingter Kündigungen bis zum
31. Dezember 2020 ist ein hohes Gut. Be­
sonderes Lob fand auch die Tatsache,
dass es gelungen ist, die Umsetzung der
zum 1. Januar 2019 in der DT Service, der
DT Technik und der DT Außendienst an­
stehenden Verkürzung der tarifvertragli­
chen Wochenarbeitszeit von 38 auf 36
Stunden, mit zusätzlichen 14 freien Ta­
gen auszugleichen. Das gibt vielen Kol­
leg*innen die Perspektive für echte, er­
lebbare Entlastung und Erholung. Auch,
dass für die dual Studierenden vier Tage
Zeit zur Vorbereitung auf ihre Prüfun­
gen durchgesetzt wurde, wurde als
wichtiger Erfolg gewertet.

In der Bewertung des Verhandlungser­
gebnisses wurde natürlich auch über die
Laufzeit von 26 Monaten diskutiert. Da in
vielen anderen Tarifbereichen in diesem
Jahr bereits Laufzeiten von deutlich über
24 Monaten vereinbart wurden und es
uns mit der Laufzeit auch gelungen ist,
die DT IT GmbH und die DT ISP GmbH in
die Laufzeiten der Entgelttarifverträge

im Deutschlandsegment einzubeziehen,
wurde dies als vertretbar bewertet.

Auch, dass der erste Erhöhungsschritt
erst nach drei Leermonaten am 1. Mai
2018 kommt, war Gegenstand der Dis­
kussion und Bewertung. Leermonate
sind aus Beschäftigtensicht der Weg mit
den geringsten Neben­ und insbesonde­
re Folgewirkungen, wenn Kompromisse
am Verhandlungstisch nötig sind. Zwar
tritt bei Leermonaten die Erhöhung erst
verspätet ein. Entscheidend ist aber, dass
die Steigerung dann in voller Höhe greift
und nachfolgend die Basis für die nächs­
ten Tariferhöhungen darstellt.

Im Fazit gab es in der Regionalkonfe­
renz eine breite Zustimmung zum er­
reichten Verhandlungsergebnis.

REGIONALKONFERENZ

Martin Wolff
Gewerkschafts­

sekretär
ver.di­Landesfach­

bereich NRW
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Diese Ausgabe ...
. . . zeigt den Kontrast in unserer Ar­
beitswelt. Bei der Telekom tarifiert
ver.di erfolgreich Einkommen und
Arbeitszeit. Woanders erleben wir die
stärker werdende Wucht der Digitali­
sierung. Arbeitsformen, Arbeitsver­
hältnisse und Arbeitskulturen ändern
sich. Dieser oft auch als „zweite in­
dustrielle Revolution“ bezeichnete
Wandel darf nicht ähnliche soziale
Folgen haben wie im 19. Jahrhun­
dert: Damals schufteten rechtlose
Tagelöhner ohne soziale Sicherheit.
Auch wer einen festen Arbeitsplatz
hatte, war nicht abgesichert und exis­
tenziell erpressbar. Dies darf sich
nicht durch die Hintertür einer neuen
Arbeitswelt wiederholen. Die Digita­
lisierung muss in Bahnen gelenkt
werden, um am Ende allen zugute zu
kommen. ver.di drängt deshalb auf
notwendige arbeitsrechtliche Refor­
men. Bisher macht die Politik jedoch
kaum Anstalten, aktiv zu werden.

Die KOMM-Redaktion

EDITORIAL

Mauertaktik der Arbeitgeber:

Kein Angebot, kein Fortschritt
Im Tarifkonflikt zwischen der T­Systems und ver.di ist die dritte Verhandlungs­
runde für die rund 11 000 Tarifbeschäftigten am Abend des 15. Mai vorzeitig
beendet worden. „Solange die Arbeitgeberseite mauert, macht es für uns
keinen Sinn, die Verhandlungen fortzusetzen“, sagte ver.di­Verhandlungsführer
Michael Jäkel. Daher sei auch die für die folgende Woche geplante vierte
Tarifverhandlungsrunde abgesagt worden. Diese sei nun für Anfang Juni in
Aussicht gestellt worden.
Die Arbeitgeber weigerten sich in der dritten Verhandlungsrunde, ein Angebot
vorzulegen. Stattdessen versuchten sie, Themen der Tarifrunde mit der geplanten
„Neuausrichtung“ der T­Systems zu verknüpfen. Parallel zur Tarifrunde finden
derzeit Erörterungsgespräche zwischen den Arbeitgebern, den Arbeitnehmerver­
treter*innen in den Aufsichtsräten, den Betriebsratsgremien und ver.di über die
von den Arbeitgebern geplante „Neuausrichtung“ der T­Systems statt. Ausgangs­
punkt der Gespräche war, dass ver.di die arbeitgeberseitig geplante Zerschlagung
der T­Systems ablehnt. Der Ausgang der Gespräche ist ungewiss.
„Das aktuelle Arbeitgeberverhalten provoziert und lässt vollkommen offen,
wie eine Einigung in der laufenden Tarifrunde aussehen kann“, kritisierte ver.di­
Verhandlungsführer Jäkel. „Wir erwarten endlich ein einigungsfähiges Angebot.
Die arbeitgeberseitigen Versuche, eine Neuausrichtung der T­Systems zu Lasten
der Kolleg*innen durchzuführen, lehnen wir entschieden ab.“
Die nun entstandene Verhandlungssituation wird ver.di in den zuständigen
Gremien bewerten und das weitere Vorgehen festlegen. Die Gewerkschaft ver.di
fordert für die tarifgebundenen Beschäftigten eine Entgelterhöhung von 5,5
Prozent bei einer Laufzeit von zwölf Monaten. PM

TARIFRUNDE T-SYSTEMS

Fachtagung zur Zukunft
der Call- und Servicecenter

Vom 29. bis 31. Oktober 2018
in Hattingen

Frühbucher zahlen nur 980 Euro
bei Anmeldung bis 30. Juni 2018.

Anmeldung und weitere Informationen:
www.callcentertagung.de
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Die rasante Ausbreitung digitaler
Technologien und Prozesse in der
Arbeitswelt ist bereits vielfach be-
schrieben und analysiert worden –
mit durchaus unterschiedlichen Er-
gebnissen. Bei allen Differenzen
stimmen die Expert*innen am Ende
jedoch bemerkenswert häufig in ei-
ner Schlussfolgerung überein: Die
durch die Digitalisierung bewirkten
Veränderungen müssen politisch
gestaltet werden.

VON MICHAEL SCHWEMMLE

In kaum einer Wortmeldung zum digita­
len Wandel der Arbeit wird ernsthaft
dafür plädiert, der technischen Entwick­
lung einfach ihren Lauf zu lassen. Die
politische Gestaltung des digitalen Wan­
dels gilt vielmehr weithin als unabding­
bar. Nicht nur, um dessen mögliche ne­
gative Folgen einzugrenzen, sondern
auch, um die Chancen, die sich aus der
Digitalisierung ergeben, auszuschöpfen.
In der Realität hat dieser intensiv geführ­
te Gestaltungsdiskurs allerdings noch
kaum Wirkung gezeitigt.

Trotz vieler Empfehlungen für eine
politische Flankierung der Umwälzun­
gen in der Arbeitswelt gehen diese bis­
lang faktisch unbeeinflusst von regu­
lierenden Interventionen vonstatten.
Nimmt man den gesetzgeberischen Out­
put in puncto Digitalisierung der Arbeit
zum Maßstab, so hat sich in Deutschland
ungeachtet unzähliger Konferenzen,
Kommissionen, Grün­ und Weißbüchern
in den zurückliegenden Jahren arbeits­
politisch leider wenig bis nichts bewegt.
Zu diesem ernüchternden Befund gelan­
gen Peter Wedde und ich in einer für die
Friedrich­Ebert­Stiftung verfassten Stu­
die (siehe Link).

Immenser Handlungsdruck

Der arbeitspolitische Handlungsdruck
steigt zugleich unbestrittenermaßen.
Fraglich bleibt aber, ob, wie und wann
die identifizierten Reformbedarfe nun
auch tatsächlich in Initiativen des Gesetz­
gebers münden. Daran schließt sich eine
zweite Frage: Wie sähe unsere Arbeits­
welt in einigen Jahren aus, wenn die di­
gitale Umwälzung frei von jeglicher po­
litischen und sozialen Umrahmung erfol­
gen sollte und weiterhin allein durch

unternehmerische Profit­ und Machtkal­
küle vorangetrieben würde?

Zum einen liegt es nahe, dass sich die
im digitalen Umbruch eröffnenden Mög­
lichkeiten für ein besseres, selbstbe­
stimmteres Arbeiten sicherlich nicht aus­
schöpfen ließen. Damit blieben große
Chancen für viele Beschäftigte unge­
nutzt. Zum anderen aber würde die Digi­
talisierung dann mehr und mehr als
Machthebel im Dienste der Kapitalseite
wirksam, geeignet, die Kräfteverhältnisse
weiter zugunsten derjenigen zu verschie­
ben, die über die digitale Maschinerie
verfügen.

Im Zuge der zunehmenden Nutzung
digitaler Technik und Organisationsmo­
delle nehmen viele Beschäftigte schon
heute eine Entsicherung und Entmächti­
gung menschlicher Arbeitskraft wahr –
und damit Tendenzen, die die kollektive
Vertretung ihrer Interessen fraglos er­
schweren.

Entsicherung durch Digitalisierung

Manche negativen Auswirkungen der Di­
gitalisierung sind in der Arbeitswelt be­
reits konkret zu verspüren. Dies ist etwa

dann der Fall, wenn Arbeitneh­
mer*innen angesichts des Vordrin­
gens von Algorithmen und Robotern
eine Gefährdung ihrer Arbeitsplätze
und eine Entwertung ihrer Qualifi­
kationen befürchten müssen. Oder
auch im Rahmen plattformbasierter
Geschäftsmodelle, bei denen Ar­
beitskräfte nur noch „nach Bedarf“
ihrer Auftraggeber*innen tätig wer­
den. Solche „flexiblen“ Erwerbsfor­
men gehen für die Betroffenen
meist mit einem Minimum an Ein­
kommens­ und sozialer Sicherheit
einher. Weitere Beispiele für digital
getriebene Machtverschiebungen
finden wir in fragmentierten außer­
betrieblichen Arbeitswelten, bei de­
nen dem Management nicht mehr
organisierte, mit verbrieften Rechten
ausgestattete Arbeitnehmer*innen
gegenüberstehen, sondern eine
räumlich versprengte Crowd ohne
schlagkräftige gemeinsame Interes­
senvertretung. Und bekannterma­
ßen profitieren Arbeitgeber*innen
auch von den laufend genaueren
digitalen „Röntgenbildern“ von Be­
schäftigten, die in ihrem Verhalten

immer präziser messbar, bewertbar und
kontrollierbar werden. Wenn dabei auch
die (Leistungs­)Differenzen zwischen ih­
nen stets transparenter zu Tage treten, so
lässt dies Solidarität und gemeinsames
Handeln keineswegs leichter werden.

Die hier nur angedeuteten, in unserer
Studie ausführlich beschriebenen Verän­
derungstrends zu Lasten der abhängig
Beschäftigten sind längst nicht mehr blo­
ße Prognose, sondern stehen bereits heu­
te für eine ungute Realität. Sie können
und müssen durch geeignete arbeitspo­
litische Initiativen korrigiert werden. Vor­
schläge für „Gute digitale Arbeit“ liegen
seit geraumer Zeit auf dem Tisch. Es gilt,
diese nun endlich politisch aufzugreifen
und umzusetzen.

DIGITALISIERUNG

Michael
Schwemmle

Sozialwissen­
schaftler,

bis 2016 Geschäfts­
führer der Input

Consulting gGmbH
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Arbeitspolitik in digitalen Zeiten

02/2018
Michael Schwemmle und Peter Wedde

ALLES UNTER KONTROLLE?
ARBEITSPOLITIK UND ARBEITSRECHT
IN DIGITALEN ZEITEN
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Die Studie zum herunterladen:
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/

14087.pdf
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Mit Spannung erwartet hatten viele
den Digitalisierungskongress, den
ver.di am 12./13. April 2018 erstmals
in Kooperation mit der INPUT
Consulting gGmbH in Berlin veran-
staltete. So war der Zulauf zum
Kongress unter dem Motto „Ge-
meinwohl in der digital vernetzten
Gesellschaft: Wir arbeiten dran!“
entsprechend groß und mit 300 Teil-
nehmer*innen bis auf den letzten
Platz ausgebucht. In prominent be-
setzten Podiumsrunden, Vorträgen
und zwölf verschiedenen Work-
shops wurde am Thema gearbeitet.

VON GUNDULA LASCH

Annette Mühlberg, Leiterin der ver.di­
Projektgruppe Digitalisierung, unter­
strich in ihrer Begrüßungsrede: „Wir
brauchen dringend eine Vision unseres
Gemeinwesens, die nicht auf den Inter­
essen der Anbieter technischer Produkte
und Verfahren beruht, sondern vielmehr
die Bedürfnisse der Menschen (...) in den
Mittelpunkt stellt.“ Zentrale Fragen da­
bei: „Wenn wir in Freiheit, selbstbe­
stimmt und demokratisch leben wollen,
– in Würde, solidarisch, sozial gerecht
und nachhaltig – (...) welchen techni­
schen und ethischen Kriterien muss dann
die Gestaltung unserer (IT­)Infrastruktu­
ren und Arbeits­ und Geschäftsprozesse
unterliegen?“

Stadt der Zukunft greifbar

Mehr als Zukunftsmusik war der Vortrag
von Francesca Bria, Chief Technology
and Digital Innovation Officer der Stadt
Barcelona. Sie beschrieb nachvollziehbar
und verständlich, wie ihre Stadtverwal­
tung die Vorteile der Digitalisierung
nutzt, um den Kontakt mit ihren Bür­
ger*innen nutzerfreundlicher zu gestal­
ten sowie gleichzeitig die ökonomische
Verwendung der Ressourcen zu verbes­

sern. So konnte sie viele Befürchtungen
mit praktischen Beispielen beseitigen
und ein sehr plastisches Bild von einer
„digitalisierten Stadt der Zukunft“ zeich­
nen: Zum Beispiel könne man mittels
Digitalisierung Busse, Trams, U­Bahnen
und Bike­Sharing so koordinieren, dass
der öffentliche Nahverkehr für alle bes­
ser werde, so Bria.

Der späte Nach­
mittag des ersten
Tages gehörte
sechs thematisch
verschiedenen
Workshops, noch
einmal genau so
viele wurden am
zweiten Tag ange­
boten. Die Teil­
nehmer*innen
hatten die (Qual
der) Wahl: Das
Themenspektrum
reichte von kom­
munalen Energie­
versorgern im di­
gitalen Wandel
oder betrieblichen und tariflichen Ge­
staltungsbeispielen der Digitalisierung
über die Informationssicherheit von In­
frastrukturen bis hin zum Spagat der
Medien zwischen Kommerz und Gemein­
wohl.

Am Nachmittag des zweiten Kongress­
tages lag der Schwerpunkt auf der Ge­
staltung des „Sozialstaats 4.0“. Von der
innovativen Gestaltung Guter Arbeit, bis
hin zu Fragen der Finanzierung der Da­
seinsvorsorge in der digitalen Welt – gab
es eine spannende Diskussion mit Lothar
Schröder, Mitglied des ver.di­Bundes­
vorstandes, der Zweiten Vorsitzenden
der IG Metall, Christiane Benner und
dem Hauptgeschäftsführer der Bundes­
vereinigung der Deutschen Arbeitgeber­
verbände, Steffen Kampeter.

Agenda für mehr Gemeinwohl

Schon in seinem Eröffnungsvortrag hatte
ver.di­Bundesfachbereichsleiter Lothar
Schröder die wachsende Skepsis gegen­
über der Digitalisierung thematisiert, die
einer rasanten Entwicklung der Technik
gegenüberstehe. Hohe und anhaltende
Akzeptanz könne nur erreicht werden,
wenn Digitalisierung gute, bessere Ar­
beit für mehr Menschen ermögliche und

in erster Linie dem Gemeinwohl diene.
„Genau diesen zentralen Erfolgskriterien
wird die digitale Transformation bislang
nicht hinreichend gerecht“, konstatierte
Schröder.

In seinem Fazit forderte er eine digi­
tale Agenda für mehr Gemeinwohl. Man
müsse mehr über öffentliche Plattfor­

men nachdenken und genossenschaft­
liche Plattformen fördern. All die schö­
nen Daten dürften nicht privatisiert wer­
den, sondern sollten im Einklang mit
dem Open­Data­Prinzip dem Gemeinwe­
sen zur Verfügung stehen. „Daran arbei­
ten wir, zusammen mit anderen“, versi­
cherte Schröder.

Folgerichtig war der Kongress gleich­
zeitig der Auftakt für die Entwicklung
eines Updates des „Berliner Manifests
zur Daseinsvorsorge in der Informations­
gesellschaft“, das vor zehn Jahren auf
einem ver.di­Kongress zur Digitalisierung
veröffentlicht wurde: In den nächsten
Monaten wird dazu innerhalb unserer
Gewerkschaft eine „Digitale Agenda für
das Gemeinwohl in der digital vernetz­
ten Welt“ zur Diskussion gestellt.

VER.DI-DIGITALISIERUNGSKONGRESS 2018
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Gundula Lasch
Freie Journalistin
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Das Gemeinwohl im Fokus

Viele der Vorträge und Protokolle
des Digitalisierungskongresses sind
schon jetzt unter
www.verdi.de/themen/

digitalisierungskongresse/
kongress-2018

eingestellt. Dort wird in Kürze auch
eine komplette Dokumentation zur
Verfügung stehen.
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Der DGB hat unter der Über-
schrift „Empower the peo-
ple“ am 2. Mai 2018 eine
Session auf der re:publica or-
ganisiert. ver.di hatte hierbei
die Gelegenheit, das Projekt
„Gute agile Arbeit in der di-
gitalisierten Welt“ (diGAP)
vorzustellen. Es diskutierten
Nadine Müller (ver.di, Be-
reich Innovation und Gute
Arbeit) und Andrea Lang
(Softwareentwicklerin bei
T-Systems, Betriebsrätin) wie
gute agile Arbeit aussehen
kann.

VON DR. NADINE MÜLLER

Bei der Guten Arbeit geht es um
beteiligungsorientierte Arbeits­
gestaltung. Das heißt: Wir befra­
gen die Experten ihrer Arbeit –
die Erwerbstätigen –, wie sie die
Qualität ihrer Arbeitsbedingun­
gen bewerten und was verändert
werden soll – und gehen dies
dann gemeinsam mit den Be­
schäftigten an. Ein ähnlicher
Geist findet sich auch bei den agi­
len Methoden, basierend auf
dem agilen Manifest: Dort steht
die Selbstorganisation der Teams
im Vordergrund. Der Idee nach
bestimmt das Team das Arbeitstempo
und vieles mehr selbst.

Arbeitsdruck verringern

Bei der Befragung Erwerbstätiger mit
dem DGB­Index Gute Arbeit zeigt sich
seit Jahren eine zu hohe Arbeitsintensi­
tät. Das agile Prinzip des nachhaltigen
Tempos besagt jedoch: „Agile Prozesse
fördern nachhaltige Entwicklung. Die
Auftraggeber, Entwickler und Benutzer
sollten ein gleichmäßiges Tempo auf un­
begrenzte Zeit halten können.“ Bei
Scrum – der am weitesten verbreiteten
agilen Methode – sind regelmäßige
Überstunden inakzeptabel.

Ausgehend davon hat der ver.di­Be­
reich Innovation und Gute Arbeit das
Projekt diGAP initiiert. Bei dem Projekt
geht es darum, gute agile Arbeit umzu­
setzen. Neben Wissenschaftlern, die be­
reits zu diesem Thema geforscht haben,
und einem kleinen und mittleren Unter­

nehmen „aus der Szene“ ist ein weiterer
Projektpartner T­Systems. Der Betriebs­
rat arbeitet von Beginn an mit.

In der T­Systems gibt es inzwischen die
verschiedensten Ausprägungen von agi­
lem Arbeiten. Einige Teams wenden die
Scrum­Methode an. Andere Teams nut­
zen Teile der agilen Methoden, zum Bei­
spiel die Selbstorganisation im Entwick­
lerteam. Andrea Lang, Softwareentwick­
lerin und Betriebsrätin bei T­Systems,
berichtete aus der Praxis: Es gibt wö­
chentliche Teammeetings, um die Ar­

beitspakete zu besprechen,
neu einzuteilen und die Vorge­
hensweise regelmäßig zu über­
prüfen, um schnell auf Fehl­
entscheidungen reagieren zu
können. Probleme, die Team­
mitglieder haben, werden be­
leuchtet und gemeinsam im
Team nach Lösungen gesucht
– so ein gutes Beispiel.

In einem Untersuchungsbe­
reich des Projekts sind je rund
ein Drittel der befragten Agi­
len wie auch Nicht­Agilen „hy­
brid“ unterwegs, also beispiel­
weise 29 Prozent der Agilen
nutzen auch klassische Projekt­
methoden. Über 40 Prozent
wenden keine agilen Metho­
den an – so der Stand. Wichtig
ist zunächst, dass alle Beteilig­
ten das gleiche Verständnis
von Agilität haben. Denn Teile
des Managements meinen,
agiles Arbeiten bedeutet ma­
ximale Flexibilisierung der Ar­
beitszeit und Verfügbarkeit.
Was gute agile Arbeit bedeu­
tet, muss also genau definiert
und festgelegt werden. Die
Unternehmen wollen eher
schnellere Ergebnisse und die
Anpassung an Kundenwün­
sche erzielen, um konkurrenz­

fähig zu sein. ver.di und Betriebsrat se­
hen eine Chance für Belastungsschutz
und Steigerung der Arbeitsqualität – was
gemeinsam mit den Erwerbstätigen und
dem Projekt erreicht werden soll.

ver.di und Betriebsrat haben erkannt,
dass ein Rahmen zu schaffen ist, in dem
selbstbestimmteres Arbeiten ermöglicht
wird. Den Beschäftigten sind – so ein Be­
fragungsergebnis innerhalb des Projekts
– betriebliche Regelungen wichtig. Ziel
des Projekts ist es, Überlastungen der
Teammitglieder auch durch Gruppen­
druck und indirektem Zwang zu vermei­
den. Stattdessen sollen die Potenziale
agiler Methoden im Sinne Guter Arbeit
gehoben werden.

Link zum Projekt agile Arbeit:
www.diGAP.verdi.de
Link zum agilen Manifest:
www.agilemanifesto.org/iso/de/

manifesto.html

RE:PUBLIKA

Dr. Nadine Müller
Referentin Bereich

Innovation
und Gute Arbeit

Fo
to

:
p

ri
va

t

Fo
to

:
M

a
rt

in
K

ra
ft

,
C

C
B

Y
­S

A
3

.0

Gute agile Arbeit der Zukunft

http://www.agilemanifesto.org/iso/de/manifesto.html
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Wer sich zum ersten Mal entschei-
det, für ein Betriebsratsgremium zu
kandidieren, startet mit einer gro-
ßen Herausforderung. Im Vergleich
mit einem Online-Game könnte
man das auch als Quest (Aufgabe,
Level, Stufe) bezeichnen. Das erste
Quest beginnt noch recht harmlos,
die Hürden können schnell im ers-
ten oder zweiten Schritt genommen
werden. Doch je weiter es im Spiel
geht, um so komplizierter werden
die Quests.

VON BENTE BRANDT

Dies trifft auch für die Spiele zu, die Big­
point online für Desktop oder mobile
Geräte anbietet. Dabei müssen zum Bei­
spiel Quests angenommen, Dungeons
erkundet oder einfach nur Monster be­
siegt werden, um weiterzukommen. Bei
manchen Spielen hilft eine Spielerge­
meinschaft (Gildensystem), um Monster
zu bekämpfen.

Zurück zu dem Quest Betriebsrat. Ein­
zigartig für die Online­Game Branche ist,
dass es bei Bigpoint einen Betriebsrat
gibt. Dieser wurde bereits vor einigen
Jahren mit der Unterstützung von ver.di
gegründet. Zu den vorgezogenen Be­
triebsratswahlen im September 2017
starteten Pawel und Yann mit ihren
Quests. Da sie nicht nur im Betrieb mit­
bestimmen wollten, sondern ihnen die
gewerkschaftliche Unterstützung und
Erfahrung wichtig ist, entschlossen sie
sich, mit einer ver.di­Liste anzutreten.

Das Spiel begann

Quest 1 (Einreichung der Liste) und
Quest 2 (ver.di im ordentlichen Gremi­
um) wurden problemlos im ersten Schritt
genommen. Den Rückhalt und das Ver­
trauen, das beide im Betrieb genießen,
lässt sich am Wahlergebnis ablesen. Ins­
besondere mit dem Wissen, wo sich
Monster verstecken könnten.

Ein internes Dokument, welches nach
der Wahl an den Besitzer, ein chinesi­
sches Software­Unternehmen mit Na­
men Youzu Interactive Co. Ltd. mit Sitz
in Hongkong übermittelt wurde, zeigt,
wie die Geschäftsleitung das Wahlergeb­
nis interpretiert: Die Liste mit den meis­
ten Stimmen wird hier als preferred (be­
vorzugt) von der公司 (the company, das

Unternehmen) bezeichnet. Die Vermu­
tung, dass der Arbeitgeber motivierend
auf die Kandidat*innen eingewirkt hat,
sich für den Betriebsrat aufstellen zu las­
sen, ist schwer zu entkräften. Die Bemer­
kung, die in dem Dokument bei der
ver.di­Liste zu finden ist: „Trade Union,
如果他们当选，他们会想要引进 Trade
Union,会比 [Name der Betriebsratsvor­
sitzenden] 更难搞）lautet übersetzt:
„Die werden Gewerkschaft einführen,
gefährlicher als die Liste der Betriebs­
ratsvorsitzenden.“

Dass eine Liste zur Betriebsratswahl,
die anscheinend durch den Arbeitgeber
gestützt wird, viele Stimmen bekommt,
lässt sich bei einer Firma wie Bigpoint
noch verstehen. Dort arbeiten viele,
meist unerfahrene junge Menschen, und
die Belegschaft ist zu einem großen Teil
international. Sie wissen oft nicht, was
ein Betriebsrat soll und für sie erreichen
kann. Bei einer Firma wie Bigpoint ver­
schmelzen zudem leicht die Grenzen
zwischen Arbeit und Freizeit. Der mo­
natliche Beer­Thursday trägt auch dazu
bei. Die Idee dahinter: Wer Spaß beim
Arbeiten hat, leistet gern Überstunden,
braucht keine Gehaltserhöhung und
muss sich nicht politisch oder gar ge­
werkschaftlich organisieren.

Kein Gildensystem im Betriebsrat

Wer jetzt vermutet, dass die Vertreter
der ver.di­Liste im Betriebsratsgremium
Spieler für ein Gildensystem gefunden
haben, um gemeinsam die weiteren
Quests mit dem Ziel bessere Arbeitsbe­
dingungen im Betrieb zu erreichen,
täuscht sich leider!

Manche Monster zeigen sich erst spät
und die Hindernisse, die sie legen, sind

nicht einfach zu meistern. Hier nur eine
kleine Auswahl: Sitzungen mit wichtigen
Beschlüssen werden auf Termine ver­
schoben, an denen der ver.di­Listen­
vertreter auf Weiterbildung ist. Die Be­
schäftigten werden aufgefordert, keine
ver.di­Symbole im Betrieb zu tragen. Der
Betriebsrat hat den Mehrheitsbeschluss
gefasst, keine Betriebsratsgrundschulun­
gen für Ersatzmitglieder zu genehmigen.
Und per Mehrheit wurde beschlossen,
keine externe Arbeitsrechtsschulung für
den ver.di­Listenvertreter zuzulassen, da
intern eine Kompaktschulung angebo­
ten wird.

ver.di-Gilde

Trotz all der Monster, die sich im Laufe
der letzten Monate gezeigt haben, haben
Pawel und Yann nicht aufgegeben. Gera­
de sind sie dabei, ein eigenes Gilden­
system aufzubauen. Im Mai wurde eine
ver.di­Betriebsgruppe gegründet. Das
erste Ziel: Gewerkschaftliche Informatio­
nen für alle ver.di­Mitglieder sicherzustel­
len und das interne Chatsystem für eine
ver.di­Infowand im Betrieb zu nutzen.

So spielerisch wie die Arbeitswelt bei
einem hippen Online­Spiel scheint, ist sie
leider nicht. Eine schöne Arbeitswelt gibt
es nicht zu gewinnen, sie muss erkämpft
werden.

Bente Brandt
Gewerkschafts­

sekretärin
ver.di­Landes­

bezirksfachbereich
Nord/Hamburg
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这里的对手是谁？
(Wer ist hier der Gegner?)

Seltsame Spielregeln bei Bigpoint!

Foto: © designz – Fotolia.com

Chinesisch:
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Die Aufsichtsratswahlen für die Arbeitnehmervertreter in der Telekom AG
und für neun weitere Tochtergesellschaften sind eingeläutet. Während ein
Teil der Wahlberechtigten Wahlfrauen und Wahlmänner für die Wahlen be-
stimmt, sollen andere direkt wählen. Das macht die zehn Wahlen unüber-
sichtlich und aufwendig. Denn für die Wahlen des Konzern-Aufsichtsrats,
den alle Beschäftigten in allen Telekom-Gesellschaften wählen, müssen auf
jeden Fall Delegierte gewählt werden. Die ver.di strebt die Vereinheitlichung
der Wahlverfahren an, um den Aufwand und die Kosten zu optimieren, zum
anderen aber auch, um eine möglichst hohe Wahlbeteiligung zu erzielen.

VON CHRISTOPH HEIL

Aufsichtsratswahlen finden außer bei
der Telekom­Konzernmutter DTAG auch
bei verschiedenen Telekom­Gesellschaf­
ten statt (siehe Kasten). Je nach Be­
schäftigtenzahlen sehen die gültigen

Wahlordnungen unterschiedliche Wahl­
modi vor. In Unternehmen über 8000
Beschäftigte bestimmen die Wahlbe­
rechtigten Delegierte (Wahlfrauen und
Wahlmänner). In kleineren Unterneh­
men sieht der Gesetzgeber Urnenwah­
len vor. Ausdrücklich wird vom Gesetz­

geber aber auch die Möglichkeit eröff­
net, dieses Wahlverfahren umzustellen.
Wenn es eine Mehrheit der Wahlbe­
rechtigten wünscht, dürfen auch die
Wahlen in Unternehmen mit weniger
als 8000 Beschäftigten über Delegierte
stattfinden.

Nicht nur ökonomische Vernunft

Der Gesetzgeber hat die Umstellung der
Wahlverfahren auch deshalb ermög­
licht, um unter den Umständen, wie sie
nun bei den zehn Aufsichtsratswahlen
in der Telekom vorzufinden sind, eine
Vereinheitlichung der Wahlverfahren
und eine Reduzierung der immensen
Kosten solcher Wahlen, zu ermöglichen.

Jetzt aktiv werden!

Foto: © fotomek – Fotolia.com

Foto: © pixelkorn – Fotolia.com

AUFSICHTSRATSWAHLEN TELEKOM 2018

Foto: © pixelkorn – Fotolia.com

Warum Delegiertenwahlen?

Aufsichtsräte haben wichtige Aufgaben und ihre
Entscheidungen sind oft weitreichend und nach­
haltig. Doch die Kandidat*innen sind oft nur den
wenigsten Beschäftigten persönlich bekannt.
Hier kann die Wahlbereitschaft erhöht werden,
wenn die Wahlberechtigten engagierte Delegier­
te wählen, die die Kandidat*innen persönlich
kennen und denen sie vertrauen. Delegierten­
wahlen senken den Ressourcenverbrauch und
helfen die hohen Kosten der Wahlen zu redu­
zieren.

Wie funktioniert die Umstellung?

Ein Antrag auf Umstellung des Wahlverfahrens
wird in den Umlauf gebracht, die jeder Wahlbe­
rechtigte mit Unterschriften unterstützen kann.
Der Antrag ist gültig, wenn mindestens 1/20 der
Wahlberechtigten den Antrag unterstützt. Bei ei­
nem gültigen Antrag leitet der Wahlvorstand um­
gehend eine Abstimmung ein. An dieser müssen
sich mindestens 50 Prozent der Wahlberechtigten
beteiligen. Die Mehrheit der abgegebenen Stim­
men bestimmt, ob der Antrag auf Umstellung des
Wahlverfahrens erfolgreich angenommen ist.
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T4U – Wir sind die Telekom

Ein Tennisspieler, der während des
Matches nur auf die Anzeigetafel
starrt, wird das Spiel nicht gewinnen
können. ver.di­Aufsichtsräte setzen
sich dafür ein, dass der Blick des
Managements auf die Finanzkenn­
ziffern nicht zu starr wird, und dass

sich Unternehmenshandeln nicht noch
weiter von der Realität von Kunden
und Mitarbeitern verabschiedet. Wir
stehen für eine Telekom, die nah bei
den Menschen organisiert ist und sich
nachhaltig aufstellt. Wenn eine
Organisationsänderung die nächste
jagt, gehen Motivation und Orientie­
rung der Mitarbeiter verloren und
damit oft auch die Kunden. Wir
kommen aus der Praxis und mussten
oft miterleiden, wie der Telekom­
Konzern mal in die eine, mal in die
andere Richtung organisiert wird, um
dann wieder zum Ursprungsmodell
zurückzukommen. Wir glauben, dass
das Verhältnis zwischen Veränderun­
gen und Stabilität aus dem Ruder
gelaufen ist und die Firma mehr

Weitsicht braucht. Deswegen dürfen
Organisationen nicht schon verändert
werden, bevor sie sich beweisen und
deswegen brauchen neue Manager
auch nicht jeweils ein eigenes Or­
ganisationsmodell, um ihre Tatkräftig­
keit zu unterstreichen. Kunden wollen
sich nicht durch Ansage­Suchbäume
und unverständliche Allgemeine
Geschäftsbedingungen quälen
müssen. Menschen wollen von
Menschen bedient werden. Dafür
braucht es ausreichend Service­
Personal, Qualifizierung auf der Höhe
der Zeit und etwas mehr Langmut
in der Organisationsentwicklung.
Darum ringen unsere Aufsichtsräte.
Nah und nachhaltig soll die Telekom
werden.

Lothar Schröder
Bundesfachbereichs­
leiter Telekommuni­
kation, Informations­
technologie, Daten­
verarbeitung und
Mitglied im ver.di­
BundesvorstandFo
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Aber auch aus demokratischen Gesichts­
punkten kann eine Delegiertenwahl
sinnvoll sein, nämlich dann, wenn damit
die Akzeptanz und die Beteiligung der
Wahlberechtigten verbessert wird. Er­
fahrungen zeigen, dass es die Bereit­
schaft der Wähler*innen zur Wahl umso
mehr erhöht, umso direkter der Bezug
zu den Kandidat*innen ist. Beispiel: In
großen Unternehmen oder Konzernen
ist die Wahlbeteiligung bei Betriebsrats­
wahlen in der Regel umso größer, je
kleiner (familiärer) der Betrieb ist.

In großen Unternehmen ist es sinn­
voll, über Delegierte zu wählen. Für vie­
le Wahlberechtigten ist dann die Wahl
sehr viel greifbarer, da die Delegierten
in der Regel aus dem direkten betriebli­
chen Umfeld stammen. Bei Aufsichts­
ratswahlen geht es um Mandate, die für
die meisten abstrakt sind, wo ein direk­
ter Bezug zum betrieblichen Alltag nur
schwer hergestellt werden kann. Man
könnte Aufsichtsratswahlen ein wenig
mit Europawahlen vergleichen. Hier ist
die Wahlbeteiligung in der Regel sehr
gering, da für viele Menschen die
EU­Parlamentarier und deren Arbeit na­
hezu unbekannt sind. Besser ist es dann
doch, Wahlfrauen und Wahlmänner
(Delegierte) zu bestimmen, die im Auf­

trag der Kolleg*innen die Wahlen vor­
nehmen. Klar sollte jedoch vorab sein,
für wen oder wofür die Wahlfrauen und
Wahlmänner stehen, damit die Delegier­
tenwahl transparent bleibt.

Umstellung der Wahlverfahren

In folgenden Gesellschaften sehen die
Wahlordnungen Urnenwahlen für die
anstehenden Aufsichtsratswahlen vor:
T­Deutschland, Deutsche Telekom Pri­
vatkundenvertrieb GmbH, Deutsche Te­
lekom Geschäftskundenvertrieb GmbH,
Deutsche Telekom IT GmbH, Deutsche
Telekom Services Europe GmbH. Hier
wird die ver.di den geplanten Versuch
unterstützen, die Umstellung auf Dele­

giertenwahlen vorzunehmen. Dafür
muss ein entsprechender Antrag einge­
reicht werden. Deshalb werden in den
nächsten Wochen Unterschriftenlisten
rumgehen, die diesen Antrag unterstüt­
zen. Nach einer vom Wahlvorstand fest­
gelegten Frist, werden diese Anträge
abgegeben und eine Abstimmung ein­
geleitet. Wenn bei dieser Abstimmung
mindesten 50 Prozent der abgegebenen
Stimmen für die Umstellung des Wahl­
verfahrens stimmen, dann sind die De­
legiertenwahlen beschlossen.

Die ver.di appelliert an die betroffe­
nen Beschäftigten, aktiv zu werden und
die Umstellung der Wahlverfahren zu
unterstützen.

Unternehmen Wahlverfahren

Deutsche Telekom AG (Konzern) Delegiertenwahl

Telekom Deutschland Urnenwahl

Deutsche Telekom Services Europe Urnenwahl

Deutsche Telekom Technischer Service Delegiertenwahl

Deutsche Telekom Technik Delegiertenwahl

Deutsche Telekom Privatkunden Vertrieb Urnenwahl

Deutsche Telekom Geschäftskunden Vertrieb Urnenwahl

Deutsche Telekom IT Urnenwahl

T­Systems Delegiertenwahl

Deutsche Telekom Außendienst GmbH Delegiertenwahl

Uneinheitliche Wahlverfahren
Beteiligte Unternehmen, Wahlordnung, vorgesehenes Wahlverfahren

Christoph Heil
ver.di­Bereich
Mitbestimmung
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Vodafone will große Teile des briti-
schen Breitbandanbieters Liberty
Global kaufen, darunter den deut-
schen Kabelnetzbetreiber Unityme-
dia. Damit würde Vodafone fast
den kompletten deutschen Kabel-
fernsehmarkt kontrollieren. Jetzt
müssen die deutsche Kartellbehör-
de und die EU-Kommission zustim-
men. Die Übernahme sollte die hier-
zulande geltenden Spielregeln für
die Regulierung des Telekommuni-
kationsmarkts verändern!

VON CHRISTOPH HEIL

Seit 2014 gehört Vodafone das Netz von
Kabel Deutschland. Mit der Übernahme
von Unitymedia ginge auch ein erheb­
licher Teil des noch verbliebenen Kabel­
fernsehnetzes in Deutschland an Voda­
fone über. Unitymedia bringt nach eige­
nen Angaben 7,2 Millionen Kunden mit
in die Ehe und ist in den drei Bundeslän­
dern Nordrhein­Westfalen, Hessen und
Baden­Württemberg vertreten. Bereits
jetzt ist schon klar: Die Übernahme wür­
de den deutschen Telekommunikations­
markt stark verändern. Damit würde Vo­
dafone über ein Fernsehkabelnetz verfü­
gen, mit dem knapp zwei Drittel aller
bundesdeutschen Haushalte erreicht
werden können. Vodafone könnte im
ganzen Land Mobilfunk, Fernsehen und
Breitband im Paket anbieten. Zudem sind
die Kabelnetze mittlerweile zu leistungs­
fähigen Konkurrenten im Festnetzmarkt
gereift und bieten ihren Kunden Inter­
netzugänge von bis zu vier Gigabit pro
Sekunde an. Damit sichert sich Vodafone

einen erheblichen Anteil am Markt für
Internetzugänge und schließt endgültig
die Lücke zur Deutschen Telekom.

Regulierung muss sich ändern

Der deutsche Telekommunikationsmarkt
unterliegt erheblichen regulatorischen
Spielregeln, die insbesondere darauf zie­
len, die Deutsche Telekom im harten
Wettbewerb um Kunden und Marktan­
teile im Zaum zu halten und den Wettbe­
werbern bessere Chancen zu geben, am
Markt zu überleben. Die Grundlage da­
für, die regulatorischen Maßnahmen auf
die Telekom zu fokussieren, ist die Unter­
stellung, sie verfüge über „beträchtliche
Marktmacht“(TKG). Die Konsequenz da­
raus ist, eine „asymmetrische Regulie­
rung“, da viele von der Bundesnetzagen­
tur verhängten Maßnahmen für die Deut­
sche Telekom verbindlich sind, für die
anderen Wettbewerber dagegen nicht.

Würde die Fusion von Unitymedia und
Vodafone genehmigt, müsste spätestens
dann der regulatorische Rahmen ange­
passt werden. Entweder müsste die Deut­
sche Telekom aus der Regulierung entlas­
sen oder beide Unternehmen gleichbe­
handelt werden.

Was müsste sich ändern?

Eine Genehmigung der Fusion durch die
Kartellbehörde mutet mit dem Blick in
den Rückspiegel suspekt an: In den spä­
ten Neunzigerjahre verlangte die
EU­Kommission von der Deutschen Tele­
kom die Trennung vom Kabelgeschäft,
da der damalige Status der Telekom zu
starke Marktmacht gesichert hätte. Ganz
offensichtlich haben sich die Bewer­
tungsparameter in den letzten Jahren
geändert. Das ist auch gut so.

Wenn die Politik zu dem Schluss
kommt, der deutsche Telekommunika­
tionsmarkt müsse immer noch reguliert
werden, so wäre mit der Fusion die Zeit
reif, erhebliche Veränderungen am Tele­
kommunikationsgesetz (TKG) vorzuneh­
men. Es müsste zukünftig Wert darauf
gelegt werden, dass Vodafone auch

Wettbewerber in ihr Netz lassen muss
und das zu festgelegten Preisen. Selbst­
verständlich müsste Vodafone ähnlich
transparent zu Werke gehen, wie das die
Telekom schon seit vielen Jahren tun
muss. Dazu schreibt das TKG vor, dass die
„für die Inanspruchnahme der entspre­
chenden Zugangsleistungen benötigten
Informationen zu veröffentlichen [sind],
insbesondere Informationen zur Buch­
führung, zu technischen Spezifikationen,
Netzmerkmalen, Bereitstellungs­ und
Nutzungsbedingungen“ [. . .].

Auch die Universaldienstverpflichtung
würde nach der Fusion für Vodafone ein­
schlägig. Universaldienstleistungen sind
ein Mindestangebot an Diensten für die
Öffentlichkeit, für die eine bestimmte
Qualität festgelegt ist und zu denen alle
Endnutzer unabhängig von ihrem
Wohn­ oder Geschäftsort zu einem
erschwinglichen Preis Zugang haben
müssen und deren Erbringung für die
Öffentlichkeit als Grundversorgung un­
abdingbar geworden ist. Zu den Univer­
saldiensten zählen der Anschluss an das
Telefonnetz, die Erstellung eines Teilneh­
merverzeichnisses (Telefonbuch), oder
etwa ein Angebot an öffentlichen Münz­
fernsprechern.

Königsweg Deregulierung

Die Liste der regulatorischen Anpas­
sungsbedarfe im Falle einer Fusion ist
noch beträchtlich länger. Auf diese ein­
zugehen, sprengt die Möglichkeiten der
KOMM. Doch eigentlich gäbe es noch
eine bessere Variante. Durch die Fusion
von Unitymedia und Vodafone muss das
deutsche Regulierungsregime auf Herz
und Nieren überprüft werden. Höchst­
wahrscheinlich würde man zu dem
Schluss kommen, dass etliche regulie­
rungstechnischen Zwänge aus dem Tele­
kommunikationsgesetz (TKG) obsolet
geworden sind. Die Chance ist da, die
komplizierte und veraltete Regulierung
zu entschlacken und den deutschen
Telekommunikationsmarkt insgesamt
deutlich zu deregulieren.

Christoph Heil
zuständig im
ver.di­Bundesfach­
bereich für
Branchenpolitik
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VODAFONE/UNITYMEDIA

Start frei für Deregulierung
Fotos: dpa – Bildfunk
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Am 4. Mai 2018 fand in Unterföhring
der Verhandlungsauftakt zur Tarif-
runde bei der Vodafone Kabel
Deutschland statt. Die ver.di-Ver-
handlungskommission hat den Ar-
beitgebervertretern die Forderung
zur tabellenwirksamen Entgelterhö-
hung um 5,5 Prozent bei einer Lauf-
zeit von zwölf Monaten, anhand
von allgemeinen Wirtschaftsdaten,
Prognosen und Lohneckdaten ver-
gleichbarer Unternehmen erläutert.

VON SONJA KÖBLER

Während der ersten beiden Verhand­
lungstage kam es zu mehreren Sondie­
rungsgesprächen, bei denen mögliche
Lösungswege erörtert wurden. Die Ar­

beitgeberseite hat den Willen, eine
schnelle Lösung am Verhandlungstisch
zu erzielen, geäußert. Jedoch blieb ein
tragfähiges Angebot aus. Dies ist ein­
deutig zu wenig, um zu einem schnellen
Ergebnis zu kommen. Die Verhandlun­
gen werden am 21. Juni 2018 in Unter­
föhring fortgesetzt.

Boni vereinheitlicht

ver.di und die Betriebsräte haben vor ei­
nigen Monaten Verhandlungen aufge­
nommen, um die Regeln für die Unter­
nehmenszielerreichung zwischen der
Vodafone GmbH und der Vodafone Kabel
Deutschland (VKD) zu vereinheitlichen.

Die unterschiedlichen Regelungen
hatten im vergangenen Jahr dazu ge­
führt, dass die Beschäftigten der Voda­
fone Kabel Deutschland bei gleicher Ziel­
erreichung schlechter gestellt waren.
Insgesamt führen die unterschiedlichen
Systeme immer wieder zu Problemen bei
der sachgerechten Auszahlung.

Die Verhandlungen haben zu folgen­
dem Ergebnis geführt: Die Unterneh­
mensziele werden nun einheitlich auf
der Grundlage eines Soll­Ist­Vergleiches
der Unternehmensziele von Vodafone

inklusiv der jeweiligen Minimum­/Maxi­
mum­Zielwerte ermittelt.

Für die Bonusauszahlung werden die
Messgrößen je Unternehmensziel über
eine lineare Funktion in einen Prozentsatz
(Zielerreichung) überführt. Dabei ent­
spricht die minimale Zielerreichung (Mini­
mum­Zielwert immer null Prozent) und die
maximale Zielerreichung (Maximum­Ziel­
wert) 200 Prozent. Alle sonstigen Verein­
barungen bleiben unverändert.

Keine Nachteile

Es ist uns gelungen, für das abgelaufene
Geschäftsjahr 2017/2018 mit dem Arbeit­
geber zu vereinbaren, dass durch die
neue Berechnung keine Nachteile für die
betroffenen Beschäftigten der VKD ent­
stehen dürfen. Sollte dies nachweislich
der Fall sein, würde die bisherige Berech­
nungslogik der VKD angewandt. Damit
sind die Beschäftigten der VKD abgesi­
chert.

Die Beschäftigten der Vodafone Kabel
Deutschland leisten einen maßgeblichen
Beitrag zum positiven Unternehmenser­
gebnis. Dies muss mit einer entsprechen­
den Feststellung der Zielerreichung auch
anerkannt werden.

Sonja Köbler
Gewerkschafts­

sekretärin im
Bezirk Oberpfalz
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Tarifverhandlungen begonnen

VODAFONE KABEL DEUTSCHLAND
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ARVATO

Durch die Medien ging vor Kurzem
die Schreckensmeldung, dass das
zum Bertelsmann-Konzern gehö-
rende Dienstleistungsunternehmen
Arvato im Osten Deutschlands sie-
ben Standorte schließen werde. Da-
mit sind fast 1000 Beschäftigte von
Arbeitslosigkeit bedroht.

VON JÖRG KIEKHÄFER

Schaut man sich die Historie dieser sie­
ben Standorte – Leipzig, Halle, Gera,
Suhl, Dresden, Cottbus und Magdeburg
– etwas genauer an, hätte die Schlagzei­
le eigentlich heißen müssen: Arvato
schließt im Auftrag der Deutschen Tele­
kom sieben Standorte.

Was steckt dahinter? Alle diese
Standorte gehörten einmal zum Kon­
zern Deutsche Telekom. Sie wurden im
Zuge einer zum damaligen Zeitpunkt
verfolgten Outsourcingpolitik an die
drei Dienstleistungskonzerne Arvato,
Walter Services und Teldas (d+s europe
Gruppe) verkauft. Damit verbunden
waren Auftrags­ und Ertragsgarantien
für die Dienstleister, aber auch „Teil­
sicherungen“ des Entgelts der Beschäf­
tigten.

Dies war der Beginn eines sozialen
Abstiegs für die ehemaligen Telekom­Be­
schäftigten, da die „Teilsicherungen“
eben nicht das bisherige Entgelt sicher­
ten, sondern nur einen sehr begrenzten
Teil davon. Aber selbst das wäre ohne
das Einwirken von ver.di auf die Telekom
nicht möglich gewesen.

Das erfolgreiche Herausstehlen der
Deutschen Telekom aus jeglicher sozialer
Verantwortung durch den Verkauf von
Unternehmensteilen an „billige Dienst­
leister“ hat ver.di damals verhindern
können.

Zu dieser Zeit nicht vorhersehbar wa­
ren die unternehmerischen Entscheidun­
gen und Verläufe bei den neuen Eigen­
tümern Teldas und Walter Services.

Wanderpokal Standorte

Der Unternehmensteil Teldas mit den
zuvor gekauften Telekom­Standorten
wurde von d+s europe abgewickelt. Wal­
ter Services meldete wegen wirtschaft­
licher Schwierigkeiten das Schutzschirm­
verfahren (Insolvenz) an. Im Zuge der
Teldas­Abwicklung wurde der Standort

Frankfurt/Oder geschlossen und vor den
anderen ehemaligen Telekom­Standor­
ten lag eine Odyssee über die Tele­
kom­eigene Gesellschaft VIS bis zur
letztendlichen Übernahme durch Arvato.

Bei Walter Services lief es ähnlich ab,
der Übergang zur Arvato erfolgte nur
nach einer langen Zeit der Ungewissheit
direkt. Die Zukunftsängste der Beschäf­
tigten in der Übergangszeit waren nur
zu verständlich, vor allem, weil einige
Standorte in strukturschwachen Regio­
nen angesiedelt sind. Die Erleichterung
nach der Übernahme durch Arvato war
also entsprechend groß, auch weil die
Telekom Auftragsgarantien und die
„Teilsicherungen“ für die ehemaligen
Beschäftigten aufrechterhielt.

Aber damit ist es nun offenbar vorbei.
Die Telekom hat inzwischen anscheinend
andere Dienstleister gefunden, die das
Geschäft billiger anbieten.

Aus den Augen, aus dem Sinn?

Der neue Dienstleistungsvertrag mit Ar­
vato beinhaltet, so die Information an
die Beschäftigten, deutlich zurückgehen­
de Volumina. Da diese nicht mit anderen
Aufträgen kompensiert werden können,
seien Standortschließungen unvermeid­
lich.

Die Wut, Enttäuschung und auch die
Angst der Beschäftigten ist nachvollzieh­
bar. Nach Verkauf, Entgeltverlusten und
durchgestandenem Bangen um die Ar­
beitsplätze ist es im Grunde die Deutsche
Telekom, die mit den neuen Dienstleis­
tungsverträgen mit Arvato nun endgültig
für ihre ehemaligen Beschäftigten – aber
auch für die in der Zwischenzeit neu ein­
gestellten – das Licht ausmacht. Das ist
das Ende der anfangs vollmundig verspro­
chenen zukunftssicheren Arbeitsplätze.

Es liegt jetzt an den gerade neu­ und
wiedergewählten Betriebsräten, die mit
tatkräftiger ver.di­Unterstützung Inter­
essenausgleiche und Sozialpläne verhan­
deln müssen, um der Vollendung eines
langen sozialen Abstiegs eine soziale
Komponente und Orientierung bei der
beruflichen Perspektivsuche entgegen­
zusetzen.

Jörg Kiekhäfer
ver.di­Gewerk­
schaftssekretär
im Landesfach­
bereich Berlin­
Brandenburg
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Der lange soziale Abstieg

Bereits im Jahr 2013 fürchteten Beschäftigte durch die Insolvenz von Walter
Services um ihre Arbeitsplätze. Viele wechselten zu Arvato. Jetzt bangen sie
wieder um ihre Existenz.
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T-MOBILE US

Die Fusion mit dem Wettbewerber
Sprint muss auch dazu führen, das
Verhältnis der T-Mobile US zur ame-
rikanischen Gewerkschaft Commu-
nications Workers of America (CWA)
zu verändern. Seit Jahren kämpft
die CWA dafür, dass bei der T-Mo-
bile US Arbeitnehmer- und Gewerk-
schaftsrechte eingehalten werden.
Bisher vergeblich.

VON ADO WILHELM

„Die Beschäftigten haben noch immer
keine Stimme im Betrieb“, wie Kornelia
Dubbel, ehemalige Betriebsrätin und
Vertreterin vieler Belegschaftsaktionäre,
bei der Aktionärsversammlung Mitte
Mai in Köln erneut kritisierte. Sie forder­
te den CEO der Telekom, Timotheus
Höttges, auf, Gespräche mit der CWA
aufzunehmen, um das Verhältnis zu nor­
malisieren und dazu verbindliche Rege­
lungen zu vereinbaren. „Die CWA ist
politisch gut vernetzt und könnte zum
Gelingen der Fusion beitragen“, betonte
Kornelia Dubbel. Die Antwort von Hött­
ges lautete wie so oft, dass sich das deut­
sche Management nicht einmische, das
US­Management sei zuständig.

Chris Shelton, Präsident der CWA, war
vor Kurzem zu Besuch in Deutschland.
Dabei führte er viele Gespräche mit Po­
litiker*innen. SPD­Bundesgeschäftsfüh­
rer Thorben Albrecht, Matthias Bartke,
SPD­Bundestagsabgeordneter und Vor­
sitzender des Bundestagsausschusses
Arbeit und Soziales und Beate Müller­
Gemmeke, Bundestagsabgeordnete von
Bündnis 90/Die Grünen, sagten ihm ihre
Unterstützung zu.

Initiative der Betriebsräte

Der Telekom­Konzernbetriebsrat hatte
Chris Shelton zu einer Sitzung eingela­
den. Dort berichtete er über die aktuelle
Situation bei der T­Mobile US und die

Probleme, seit der Wahl von Donald
Trump. Der US­Präsident und die Regie­
rungsadministration, sowie die höchste
Arbeitsbehörde, das National Labor Re­
lations Board (NLRB), drehen viele posi­
tive Regelungen für Gewerkschaften
und Arbeitnehmer*innen aus der Oba­
ma­Ära wieder zurück.

Jupp Bednarski, Konzernbetriebsrats­
vorsitzender, schlug vor, eine Betriebs­
räte­Initiative zu initiieren. Damit sollen

die Bestrebungen, ein Abkommen für
Neutralität mit dem US­Management zu
schließen, unterstützt werden. Nur so,
betonte Chris Shelton in seinen Ausfüh­
rungen vor dem Konzernbetriebsrat,
könne es gelingen, den Beschäftigten
die Angst zu nehmen, sich frei und un­
behindert, für oder auch gegen eine Ge­
werkschaft zu entscheiden.

Im Anschluss an den Besuch des Kon­
zernbetriebsrats traf Chris Shelton den
Telekomaufsichtsratsvorsitzenden Ulrich
Lehner. Dort stellte der CWA­Präsident
die Vorteile eines Neutralitätsabkom­
mens vor. Der Aufsichtsratsvorsitzende
zeigte sich interessiert daran, dazu Nä­
heres zu erfahren, um sich ein Bild ma­
chen zu können. Interessiert hinterfragte
er, wie es in der Praxis funktioniere,

wenn es zu einem positiven Ausgang ei­
ner Anerkennungswahl kommen würde.
Es wurde vereinbart, weitere Informa­
tionen zur Gewerkschaft, den Strukturen
nach einer Wahl und der Funktionalität
Ulrich Lehner zur Verfügung zu stellen,
damit er ein besseres Verständnis für ein
solches Konstrukt bekommen könne.
Chris Shelton lud ihn zu einem Besuch in
die USA und zur Fortsetzung der Gesprä­
che ein.

Am Rande eines parlamentarischen
Abends des ver.di­Bundesvorstandes mit
rund 50 Politiker*innen der SPD­Partei­
führung und der Bundestagsfraktion,
sagte Andrea Nahles, SPD­Vorsitzende
und Vorsitzende der SPD­Bundestags­
fraktion, ihre Unterstützung zu. Zur kon­
kreten Umsetzung wurde ein Gespräch
verabredet, an dem auch ver.di­Vorsit­
zender Frank Bsirke teilnehmen will.

Es fanden noch eine Reihe weiterer
Gespräche mit Abgeordneten statt. So
auch mit der SPD­Bundestagsabgeordne­
ten und ehemaligen ver.di­Landesbe­
zirksleiterin Baden­Württembergs, Leni
Breymaier. Sie war sofort bereit, sich für
die gewerkschaftlichen Bemühungen um
Neutralität und für eine Stimme im Be­
trieb zu engagieren.

Fo
to

:
D

r.
Je

n
n

y
Ju

n
g

e
h

ü
ls

in
g

Neue Unterstützer gewonnen

Kornelia Dubbel spricht auf der Telekom-Aktionärsversammlung die
gewerkschaftlichen Probleme bei T-Mobile US an.

Ado Wilhelm
Koordinator der
Kampagne WE
EXPECT BETTER
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Albstadt-Ebingen: BeG Senioren Zollernalb FB 9/10, Stamm­
tisch, 3. Donnerstag im Monat, 14 Uhr, „Grüne Au“.

Aschaffenburg: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Don­
nerstag im Monat, nicht im Juli und August, jeweils 15 Uhr,
Schloss, „Turmstube“, Tel. 06022­1400.

Berlin-Charlottenburg-Spandau: ver.di­Senioren, 25. Juni
jeweils 18 Uhr, „Zur Sorgenpause“, Krowelstraße 7, 13581
Berlin.

Berlin-Tempelhof: BeG Senioren FB 9/Telekom, jeden 3.
Dienstag im Monat um 14 Uhr, Gaststätte „Koch“, Fried­
rich­Wilhelm­Straße 68, 12099 Berlin/Tempelhof.

Bottrop: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Montag im
Monat, 17.30 Uhr, „Hürter“, Gladbecker Straße 19a.

Braunschweig/Salzgitter: Senioren OV FB 9/10, Info­Nach­
mittag jeden letzten Dienstag im Monat, 15 Uhr, Ver­
einsgaststätte „Rote Wiese“, Braunschweig, Kontakt: Rainer
Klose, Tel. 05331­2424.

Bremen: Senioren OV FB 9/10, Treff jeden 1. Dienstag im
Monat, 15 Uhr, DGB­Haus, Bahnhofsplatz.

Crailsheim: BeG Senioren FB 9/10, Treff, letzter Mittwoch im
Monat, 14 Uhr, ESV­Gaststätte, Horaffenstraße.

Dieburg: BeG Senioren FB 9/10, 5. Juli, 17 Uhr, Grillfest, Die­
burger Reitclub, Messeler Weg 100.

Eschwege: BeG Senioren Werra­Meißner FB 9/10, 13. Juli,
15.30 Uhr, Grillfest mit Ehepartner, Sommergarten, Fuhr­
graben 8, Wehretal/Hoheneiche.

Forchheim: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Don­
nerstag im Monat, 15 Uhr, „Eichhorn“, Bambergerstraße
9, Programm unter www.oberfranken-west.verdi.de/
personengruppen/seniorinnen

Frankfurt/Main: BeG Senioren Post/Telekom, Stammtisch
1. Mittwoch im Monat um 15 Uhr, Skatstammtisch 2. Mitt­
woch im Monat um 15 Uhr, „Apfelwein Dax“, Willemer­
straße 11, 60594 Frankfurt am Main.

Fürth: BeG Fürth, FB 9/10, Stammtisch jeden 1. Dienstag im
Monat, 14 Uhr, Pfarrzentrum St. Heinrich, „Heinrichsklau­
se“, Sonnenstraße 21. Im August fällt der Stammtisch aus.
In den ungeraden Monaten finden Vorträge statt. 12. Juli,
Halbtagesbusfahrt nach Wolframs Eschenbach.

Gießen/Wetzlar: BeG Senioren, FB 9/10, 28. August, 14 Uhr,
Mitgliedertreff, BGH Kleinlinden.

Göppingen: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 1. Donners­
tag im Monat, nicht im August, Vereinsheim „Gartenfreun­
de“, Paul­Köpff­Weg 65, 73037 Göppingen.

Hamburg: BeG Senioren Hamburg, Sprechstunde jeden
1. Mittwoch im Monat von 10 bis 12 Uhr, Gewerkschafts­
haus HH, Besenbinderhof 60, Tel. 040­28584093, Internet:
https://tk-it-nord.verdi.de/personengruppen/senioren

Hamburg: BeG Senioren Hamburg Süd FB 9/10, Treff,
1. Montag im Monat, 15 bis 17 Uhr, „Dubrovnik Kupferkan­
ne“, J. Ludowieg­Straße 6, Klubzimmer, 1. Stock.

Heidelberg: BeG Senioren, FB 9, jeden 2. Mittwoch im Mo­
nat, 15 Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Straße
92.

Heilbronn: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch/Veranstal­
tungen, jeden 3. Donnerstag im Monat, 14 Uhr, Restaurant
„Hofwiesen“, Hofwiesenstraße 40, Heilbronn­Sontheim.

Ibbenbüren und Umgebung: ver.di­Senioren, Treff, 1. Don­
nerstag im Monat, 10 Uhr, Büro OV, Pavillon am Bahnhof,
Gleis 1.

Idar-Oberstein: BeG Senioren Nahe­Hunsrück FB 9/10,
Sprechstunde, 1. Montag im Monat, 14 bis 17 Uhr, DGB­
Haus, Wilhelmstraße 25, unbedingt Anmeldung, Tel. 06785­
9993055, 0151­75083776.

Ingolstadt: BeG Senioren FB 1/9/10, Stammtisch, 1. Mitt­
woch im Monat, 14.30 Uhr, „Fohlenweide“, Fohlenweide 1.

Kaiserslautern: Senioren FB 9/10, jeden 1. Mittwoch im Mo­
nat, 15.30 Uhr, Treffen Gaststätte „Licht Luft“, Enterswei­
lerstraße 51, Kaiserslautern.

Kassel: BeG Senioren FB 9/10, 6. August, Seniorenzissel,
Treffen ab 14 Uhr, Finkenherd Weserstraße 6a, Kassel, Be­
ginn ab 15 Uhr.

Kirchheim/Teck: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 3. Mitt­
woch im Monat, 15 Uhr, „Hasen“, Siechenwiesen 1.

Mayen: Jeden Montag, 16 bis 18 Uhr, Sprechstunde für alle
DGB­Mitglieder, DAA, Hahnengasse; jeden Mittwoch, 9.30
bis 11.30 Uhr, Gebäude Bhf. Mayen Ost.

Minden: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch jeden 2. Don­
nerstag im 2. Quartalsmonat, 10 Uhr, Gaststätte „Zur Al­
ten Fähre“, Barkhausen. Anmeldung für das Frühstück bis
montags vor dem Termin erforderlich. Klaus Lohkamp, Tel.
0571­55771.

Mönchengladbach: Senioren Mönchengladbach, jeden
Mittwoch von 10.30 bis 12.30 Uhr Ansprechpartner vor Ort
im Seniorenbüro DGB­Haus Mönchengladbach, Tel. 02161­
467932.

München: BeG Senioren FB 9/10/1, 19. Juni, 14 Uhr, Füh­
rung „Neuhauser Teil des Oberwiesenfelds“, Treff: Ecke
Hedwig­Dransfeld­Allee/Dachauerstraße; 10. Juli, 14 Uhr,
Führung „100 Jahre Freistaat Bayern“, Treff: Bavariaring/
Eingang Wies’n am Denkmal der Opfer des Wiesenattentats
von 1980.

Münster: Senioren BeG Postbank­Post­Telekom, Infonach­
mittage, 1. Montag im Monat, Beginn: 15 Uhr, Casino der
Telekom, Dahlweg 100, Münster, Kontakt: Hans W. Roth,
Tel. 0251­235381; 2. Juli, Infonachmittag, 4. Juli, Tagesaus­
flug Volendam und Halbinsel Marken (NL), Info: Tel. 0251­
235381; 6. August, Klönen bei Kaffee und Kuchen.

htp://www.oberfranken-west.verdi.de/personengruppen/seniorinnen
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Neuss: BeG Senioren FB 9/10, Sprechstunde, 1. Montag im
Monat, 10 bis 12 Uhr, ver.di, Glockhammer 31, Info: Tel.
02133­71930.

Nürnberg: BeG Senioren Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf
FB 1/9/10, 14.30 Uhr, 1. Donnerstag im Monat (nicht im Au­
gust), Versammlung, „Genossenschaftssaalbau“, Matthäus­
Hermann­Platz 2; 19. Juli, Abf. Langwasser Süd: 11 Uhr;
Fahrt zum Kreuzberg; 11. August, Abf. Langwasser Süd:
10 Uhr, Fahrt Luisenburg; 13. September, Abf. Langwasser
Süd: 10 Uhr, Fahrt ins Blaue, Info: Tel. 0911­579843; Wan­
dergruppe, Info: Tel. 0911­863188, 0175­7602915.

Oldenburg: OV Senioren FB 9/10, Digitalfotos, Info:
W. Neugebauer, Tel. 0441­201203; Basteln, Malen, Skat, Klö­
nen, Info: I. Frank, Tel. 0441­302972 u. E. Schaumberg, Tel.
04402­4205, beide Gruppen 2. Dienstag im Monat, 9 Uhr,
Vereinslokal TV Metjendorf 04, Am Sportplatz, Oldenburg;
alle 3 Wochen Jakkolo, Info: Colberg, Tel. 04488­3252 und
D. Punke, Tel. 0441­505137.

Ortenau: BeG Senioren FB 9 /10, Sprechstunde, 1. Mittwoch
im Monat, 11 bis 12 Uhr, ver.di, Offenburg, Okenstraße 1c,
Tel. 0781­917114.

Pfaffenhofen: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 3. Diens­
tag im Monat, 14 Uhr, Hofbergsaal.

Reutlingen: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch, 2. Donners­
tag im Monat, 14.30 Uhr, Gaststätte „Hofburg Alte Burg“.

Rheine: BeG Senioren, Treffen, 1. Dienstag im Monat,
10 Uhr, AWO, Auf dem Thie 24.

Schwäbisch Gmünd: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch,
2. Dienstag im Monat, 14.30 Uhr, Casino Altenheim St. Anna.

Trier: BeG Senioren FB 9/10 Trier Saar Mosel, Stammtisch,
9.30 Uhr, jeden 1. Donnerstag im Monat, Bürgerhaus Trier­
Nord, Franz­Georg­Straße 36, 54292 Trier (neben Blumen
Lambert); weitere Veranstaltungen und Informationen, Tel.
0171­4934877.

Ulm: BeG Senioren FB 9/10, Monatstreffen, 1. Donnerstag
im Monat, 14.30 Uhr, „Krone“, Ulm­Söflingen; 2. August,
Monatstreff mit Anmeldung zur Halbtagesfahrt und Wan­
derung; 9. August, Wanderung mit gemütlicher Einkehr,
Anmeldung bis 2. August möglich, Tel. 07348­6611; 20. Sep­
tember, Halbtagesfahrt nach Ravensburg.

Weiden: BeG Senioren Nordoberpfalz FB 9/10, Treff jeden
1. Mittwoch im Monat, 14.30 Uhr, Café Mitte, Am Stocker­
hutpark 1, Weiden.

Wolfenbüttel: OV Senioren FB 9/10, Sprechstunde, jeden
Montag, 9 bis 12 Uhr, ver.di, Harzstraße 7; ver.di­Lohnsteu­
er­Service, Tel. 05331­88266.

Würzburg: BeG Senioren FB 9/10, Versammlung, jeden
1. Donnerstag im Monat; 18. Juli, 13 Uhr, Sommerfest,
WFV­Gaststätte, Mainaustraße; 2. August, Versammlung
„Vier Jahreszeiten“.

Redaktionsschlus nächstes Heft: 18. Juni 2018

Die neue Große Koalition ist am 22. Juni 2018
100 Tage im Amt. Zur 14. Frauen-Alterssiche-
rungskonferenz ist es somit an der Zeit, einen Blick
auf die frauenpolitischen Maßnahmen zu werfen,
die für diese Legislaturperiode geplant sind.

n Berücksichtigt der Koalitionsvertrag eine zufrie-
denstellende Gleichstellungspolitik?

n Tragen die frauenpolitischen Maßnahmen auch
dazu bei, dass gerade Frauen im Alter „gut und
gerne“ leben?

n Welche Anforderungen haben wir?

n Womüssen wir in den nächsten gut drei Jahren
Druck machen, um ein besseres Leben für Frau-
en zu gestalten?

Anmeldung:www.frauen.verdi.de

der ver.di-Bereiche
Frauen- und Gleichstellungspolitik & Sozialpolitik
in Kooperation mit dem
Sozialverband Deutschland (SoVD)

Dienstag, 3. Juli 2018
ver.di Bundesverwaltung
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin

14.
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IMPRESSUMDGB-BUNDESKONGRESS

Für ein demokratisches
Berufsbeamtentum
Klare beamtenpolitische Positionen hat
am 16. Mai 2018 der 21. DGB­Bundes­
kongress beschlossen. Ein gemeinsamer
Antrag von ver.di, GEW, GdP und EVG
wurde von den Delegierten aller
DGB­Mitgliedsgewerkschaften einstim­
mig angenommen. Der Antrag stärkt
den DGB als Spitzenorganisation der
Beamt*innen in Bund und Ländern.
Eine verbesserte Beteiligung bei dienst­
rechtlichen Regelungen, strukturelle
Verbesserungen im Besoldungs­ und
Laufbahnrecht, die nachhaltige Siche­
rung der Beamtenversorgung und ein
verbesserter Zugang zur gesetzlichen
Krankenversicherung sind die Kernthe­
men. Auch für die Postnachfolgeunter­
nehmen (PNU) gibt es wichtige Forde­
rungen. Der engagierte Ruhestand
(„Vorruhestand“) in den PNU soll über

das Jahr 2020 hinaus möglich sein und
auch angeboten werden. Für die
PNU­Beamt*innen ist darüber hinaus
eine ortsnahe und amtsangemessene
Beschäftigung zu gewährleisten. Ver­
setzungen oder Zuweisungen, die das
Ziel haben, die Beamt*innen zur Aufga­
be des Beamtenverhältnisses zu moti­
vieren, lehnt der DGB ab. Im Rahmen
eigenständiger Verhandlungen fordert
der DGB, besondere Regelungen der
Arbeitsbedingungen für die Beamt*in­
nen zu treffen, die in privatisierten und
im Wettbewerb stehenden Unterneh­
men arbeiten, soweit sie nicht Kernbe­
standteile beispielswesie der Alimenta­
tion berühren.
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